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V 

Geleitwort des Mitherausgebers 

Bedienen sich deutsche Unternehmen für ihr Auslandsengagement der Rechts-
form einer ausländischen Personengesellschaft, wird die mit der Steuerwirkungs-
analyse befasste Wissenschaft und Praxis mit einem Problembestand konfron-
tiert, den höchst komplexe Fragestellungen des innerstaatlichen Rechts ebenso 
wie des Abkommensrechts prägen. Er resultiert angesichts der bisherigen Er-
kenntnisse nur noch im Ansatz aus Unterschieden in den Besteuerungskonzep-
tionen für Personengesellschaften, die auf Abkommensebene Einordnungskon-
flikte hervorbringen. Ihre am Fiskalinteresse orientierte Auflösung ist Regelungs-
gegenstand des durch das Jahressteuergesetz 2007 eingeführten § 50d Abs. 9 
EStG sowie der in Entwurfsfassung verlautbarten Grundsätze der deutschen Fi-
nanzverwaltung zur Anwendung von Doppelbesteuerungsabkommen auf Perso-
nengesellschaften. Den Problembestand prägen vielmehr die Konsequenzen, die 
aus der Anknüpfung an eine dem Gesellschafter aus diesem Beteiligungsengage-
ment zuzurechnende eigene Betriebsstätte gezogen werden. In der jüngsten Dis-
kussion und in der Rechtsprechung des BFH ist eine verstärkte Vermengung mit 
Fragestellungen zu verzeichnen, die der internationalen Einkunftsabgrenzung 
zwischen Stammhaus und Betriebsstätte zugehören. Diese Entwicklung wird ge-
trieben von Erkenntnissen zur inhaltlichen Präzisierung der Betriebsstättenvor-
behalte und der Ableitung von Zuordnungsmaßstäben, denen für die Erfolgser-
mittlung aus derartigen Auslandsbeteiligungen Bedeutung beizumessen sei. Im 
Kern steht die Reichweite der von §  15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG getragenen Zuord-
nungsentscheidung und die kritikwürdige Sicht zur Diskussion, ob die Ein-
kunftsabgrenzung bei Personengesellschaften ungeachtet einer eigenen Betriebs-
stättenorganisation von denselben Abgrenzungsregeln beherrscht wird, wie sie 
bei grenzüberschreitend agierenden Einheitsunternehmen zur Anwendung kom-
men. 

Vor diesem Hintergrund entwickelt der Verfasser mit beispielhafter Originalität 
und Stringenz eine Grundkonzeption für die Einkunftsabgrenzung bei Personen-
gesellschaften. Ausgangspunkt ist hierbei die sowohl theoretisch als auch prak-
tisch überzeugende Erkenntnis, dass erst für eine mit eigener Betriebsstättenor-
ganisation ausgestattete (ausländische) Personengesellschaft eine Einkunftsab-
grenzung erforderlich wird und für diese „Einkunftsabgrenzungssphäre“ die von 
der innerstaatlichen Gewinnermittlung induzierte Zuordnungsentscheidung des 
§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG zu akzeptieren ist. Mit dem Vorschlag einer Zweistu-
figkeit der „Einkunftsabgrenzungsveranstaltung“ wird die den Abgrenzungsregeln 
der Einkunftsabgrenzung enthobene zweite Stufe durch die Entwicklung eigener 
Zuordnungsmaßstäbe operationalisiert. Damit liefert diese Arbeit erstmalig einen 
Ansatz für die Zuordnung von Sondervergütungen und Sonderbetriebsvermögen 
zu einzelnen Betriebsstätten einer Personengesellschaft. Die abkommensrechtli-
che Beurteilung wird von einem neuartigen Verständnis des Verhältnisses der 
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abkommensrechtlichen Konventionen der Einkunftsabgrenzung zum Regelungs-
gegenstand der Betriebsstättenvorbehalte getragen. Letztere geben der Ein-
kunftsabgrenzung keinen Zuordnungsmaßstab vor, sondern entscheiden eine 
Rechtsfolgenkonkurrenz. Die Abhandlung präzisiert hierfür unter kritischem Ab-
gleich von Rechtsprechung und Literaturmeinungen die inhaltlich an die „tat-
sächliche Zugehörigkeit“ von Wirtschaftsgütern des Gesamthands- ebenso wie 
des Sonderbetriebsvermögens zu stellenden Anforderungen. Bemerkenswert tief-
gründige Erkenntnisse zur Entstrickungsproblematik und zur begrenzten Reich-
weite von § 50d Abs. 9 EStG runden die Untersuchung ab. 

Im Ergebnis liegt mit der Arbeit ein umfassender, origineller, auf einem systema-
tisch geschlossenen Konzept beruhender Ansatz zu Gewinnermittlung und Ein-
kunftsabgrenzung bei Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaften 
vor. Diesem wegweisenden Beitrag ist eine nachhaltige Beachtung in Wissen-
schaft und Praxis zu wünschen. 

 

Hamburg, im Januar 2008 Hans-Jochen Kleineidam 
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